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Im Focus

LG Hamburg: Keine einseitige Änderung der Preisgleitklausel in laufenden Fernwärmeverträgen
Ein Fernwärmeversorger darf keine einseitige Abänderung der Preisgleitklausel in einem laufenden Vertrag vornehmen, das
 entschied das Landgericht Hamburg mit Urteil vom 29.11.2019 – 312 O 577/15. Dabei untersagte das Gericht dem Fernwärme-
unternehmen, die Kunden anzuschreiben und Änderungen der bestehenden Klausel zu Preisen und Preisänderungen zu über -
mitteln und dabei den Eindruck zu erwecken, dass die geänderten Klauseln auch ohne Zustimmung des angeschriebenen Ver -
brauchers wirksam sind. Das sei ein Verstoß gegen § 5 Abs. 1 UWG. Bei der Abwicklung der Wärmeverträge dürfe sich das Unter-
nehmen auch nicht auf die geänderten Klauseln berufen und die damit verbundenen Preissteigerungen durchsetzen. Das Gericht
verpflichtete das FVU, die betroffenen Kunden darauf mit einem Berichtigungsschreiben hinzuweisen. 
Das Urteil ist nicht rechtskräftig, das OLG Hamburg wird sich auf die Berufung des Fernwärmeversorgers hin mit den hier zu -
grunde liegenden Rechtsfragen zu befassen haben. Das Unternehmen ist der Auffassung, dass es zu einer einseitigen Änderung
gemäß § 4 Abs. 2 AVBFernwärmeV berechtigt ist.                                                                                                                 > DokNr. 20005420

LVerfG Schleswig-Holstein: Das Land hat keine Gesetzgebungszuständigkeit für ein wasserrechtliches Fracking-Verbot
In einem Verfahren über die Zulässigkeit der »Volksinitiative zum Schutz des Wassers« hat das Schleswig-Holsteinische Landes-
verfassungsgericht (LVerfG) mit Urteil vom 06.12.2019 – LVerfG 2/18 entschieden, dass der Landesgesetzgeber keine Zuständig-
keit für die von der Volksinitiative begehrte Regelung eines § 7a Landeswassergesetz hat, durch die Fracking umfassend verboten
werden sollte. 
Ziel der Volksinitiative war eine Änderung des Landeswassergesetzes und des Landesverwaltungsgesetzes in Schleswig-Holstein.
Insbesondere ging es ihr um die Schaffung einer neuen Vorschrift, § 7a Landeswassergesetz, die ein vollständiges Verbot von
 Fracking regeln sollte. Der Landtag hatte die Volksinitiative zwar hinsichtlich anderer beabsichtigter Regelungen für zulässig,
 hinsichtlich der beabsichtigten Einführung des Frackingverbots in § 7a Landeswassergesetz jedoch für unzulässig erklärt. 
Das Landesverfassungsgericht bestätigte die Auffassung des Landtags, dass das Land Schleswig-Holstein keine Gesetzgebungs-
kompetenz für diese Regelung habe. Zu betonen ist, dass es in der Entscheidung nicht um das Für und Wider von Fracking ging,
sondern um die Frage, ob das Land Schleswig-Holstein die Kompetenz hat, durch ein Landesgesetz im Wasserrecht Fracking
 generell zu verbieten. Daneben hat das LVerfG die Frage beantwortet, wann und in welchem Umfang es die Landeskompetenz
überprüft, wenn der Volksgesetzgeber einen entsprechenden Gesetzentwurf für das Land auf den Weg gebracht hat.
Das Gericht verneinte die Zuständigkeit des Landes, da der Bund zu den Fragen des Frackings von seiner Gesetzgebungszustän-
digkeit umfassend Gebrauch gemacht und dazu eine abschließende Regelung getroffen habe. Davon könne das Land nicht mit
 seiner Regelung im Landeswassergesetz abweichen.                                                                                                          > DokNr. 20005421

VG Mainz: Kurze Verjährungsfrist für Kostenerstattungsanspruch eines Landkreises gegen das Land 
Der Kläger, ein Landkreis in Rheinland-Pfalz beantragte die Erstattung besonderer Kosten in Höhe von 283.000 €, die ihm im
 Rahmen der bauaufsichtlichen Aufgabenwahrnehmung als Bauaufsichtsbehörde entstanden waren. Das beklagte Land lehnte die
Kostenerstattung unter Hinweis auf die nach dem Inkrafttreten des Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes am 1. Januar 2002 neu
geltende regelmäßige Verjährungsfrist von drei Jahren ab (§ 195 BGB); die hier erhobenen Ansprüche aus den Bausachverhalten
seien danach seit 2005 bzw. 2009 verjährt. Der Landkreis vertrat die Auffassung, die bisherige regelmäßige Verjährungsfrist von
30 Jahren könne in öffentlich-rechtlichen Beziehungen nicht automatisch durch die nunmehr kürzere Verjährungsfrist von nur
noch drei Jahren ersetzt werden. Im Rahmen der Bauaufsicht habe er für das Land Aufgaben erledigt, weshalb hier nicht das in
Fragen der Verjährung übliche zweipolige Personenverhältnis gegeben sei. 
Das VG Mainz wies die Klage mit Urteil vom 13. November 2019 – 3 K 40/19.MZ ab: der kommunalgesetzliche Erstattungs -
anspruch sei in struktureller und inhaltlicher Hinsicht vergleichbar mit dem im bürgerlichen Auftragsrecht geregelten Aufwen-
dungsersatzanspruch, auf den die neue dreijährige Verjährungsfrist gemäß § 195 BGB Anwendung finde.         > DokNr. 20005422
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